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                6170/6168 

Schulgesetz NRW (SchulG)

Verordnung über die sonderpädagogische Förderung, den Hausunterricht und die Schule für Kranke (Ausbildungsordnung gem. § 52 SchulG - AO-SF)
Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 27.01.2005 das Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen beschlossen. Das Gesetz wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land NRW am 15.03.2005 veröffentlicht. Es tritt am 01.08.2005 in Kraft. Abweichend traten einige wenige Vorschriften bereits am Tag nach der Verkündung, d.h. am 16.03.2005, in Kraft.

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung des Landtags hat die Verordnung über den sonderpädagogischen Förderbedarf, den Hausunterricht und die Schule für Kranke in seiner Sitzung am 27.04.2005 gebilligt. Die Verordnung tritt, soweit für die Stundentafeln nicht anderes bestimmt ist, am 01.08.2005 in Kraft. Mit dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung tritt die Verordnung über die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs und die Entscheidung über den schulischen Förderort vom 22.05.1995 außer Kraft. 

Auswirkungen für den LVR als Schulträger

Positiv anzumerken ist, dass die bisherigen sieben Schulgesetze sowie drei Rechtsverordnungen im Wege einer aufgabenkritischen Rechtsbereinigung zu einem einheitlichen und übersichtlichen Schulgesetz zusammengefasst wurden.  
Die AO-SF übernimmt im wesentlichen die bisherige  Verordnung über die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs und die Entscheidung über den schulischen Förderort (VO-SF). Dabei wurde der Text gestrafft und redaktionell überarbeitet. Außerdem enthält die Verordnung Regelungen für sämtliche Förderschwerpunkte, den Hausunterricht und die Schule für Kranke. 
Im Einzelnen:

1. Neuordnung der sonderpädagogischen Förderung bzw. Förderschulen 
     (§§ 19, 20 SchulG)

Die Sonderschulen werden in Förderschulen umbenannt und nach Förderschwerpunkten gegliedert. Die Förderschwerpunkte entsprechen den alten Typenbezeichnungen wie folgt:

Schule für Sprachbehinderte



Förderschwerpunkt Sprache

Schule für Hörgeschädigte



Förderschwerpunkt Hören und 








Kommunikation

Schule für Sehbehinderte; Schule für Blinde
Förderschwerpunkt Sehen

Schule für Körperbehinderte



Förderschwerpunkt Körperliche u.








Motorische Entwicklung

Schule für Erziehungshilfe                                        Förderschwerpunkt Emotionale 

                                                                                  und Soziale Entwicklung

Die AO-SF regelt die sonderpädagogische Förderung für die einzelnen Förderschwerpunkte. Die sonderpädagogische Förderung hat gem. 20 Abs.4 SchulG das Ziel, Schülerinnen und Schüler zu den Abschlüssen der allgemeinen Schulen zu führen. Für die sonderpädagogisch geförderten Schülerinnen und Schüler gelten daher die Ausbildungsordnungen der allgemeinen Schulen, soweit die AO-SF nichts anderes bestimmt. In diesem Zusammenhang ist auf § 24 AO-SF hinzuweisen. Die Vorschrift bestimmt, dass der Unterricht im Förderschwerpunkt Sprache neben den Abschlüssen der allgemeinen Schulen nunmehr auch zu den Abschlüssen des Förderschwerpunktes Lernen führt. Dies könnte aus Sicht der Verwaltung dazu führen, dass die Schülerzahlen an den Rhein. Schulen für Sprachbehinderte im Sekundarbereich I noch weiter ansteigen werden. 

Neu ist die Ausweitung der Förderung von Schülerinnen und Schülern mit einer Behinderung im gemeinsamen Unterricht über die Primarstufe hinaus  auf alle Schulstufen. Eine besondere Organisationsform des gemeinsamen Unterrichts bilden dabei die integrativen Lerngruppen in der Sekundarstufe I, in denen die Schülerinnen und Schüler in der Regel ziel different unterrichtet werden.  

Der gemeinsame Unterricht steht wie im Primarbereich unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Regelschulträgers. Dieser wird jedoch – wie bereits in vielen Fällen beim gemeinsamen Unterricht im Primarbereich – ohne eine dem Bedarf entsprechende personelle und sächliche Ausstattung der Schulen seine Zustimmung zur Beschulung im gemeinsamen Unterricht nicht erteilen.

Erfreulich ist, dass für Kinder mit einer Hör- und Sehschädigung die pädagogische Hausfrüherziehung nunmehr als Teil der Förderschule angesehen wird. § 20 Abs.3 der AO-SF bestimmt  hierzu, dass die Organisation der pädagogischen Frühförderung    in der Verantwortung der jeweiligen Förderschule liegt. Dabei umfasst die pädagogische Frühförderung sowohl die Hausfrüherziehung als auch die Förderung in einem Sonderschulkindergarten als Teil der Förderschule bzw. in einem Sonderkindergarten oder einem allgemeinen Kindergarten mit sonderpädagogischer Unterstützung durch die jeweilige Förderschule. 

An den in den Rheinischen Schulen für Hörgeschädigte, den Schulen für Sehbehinderte und der Rheinischen Schule für Blinde Düren eingerichteten Frühförderzentren wird die Frühförderung bereits seit Jahren in dieser Weise durchgeführt.

 2.   Schule für Kranke ( §§ 20, 21 SchulG)
Die Schulen für Kranke bleiben gem. § 20 Abs.1 SchulG Orte sonderpädagogischer Förderung, auch wenn sie gem. § 20 Abs.2 SchulG nicht mehr als Sonderschulen (Förderschulen), sondern als Schulen eigener Art geführt werden. Die Bildungsgänge dieser Schulen sind deshalb Gegenstand eines weiteren eigenständigen Dritten Teils der AO-SF.  

3.
Verbundschulen (§ 20 Abs.5 SchulG)
Nach bislang geltendem Recht können Sonderschulen unterschiedlicher Typen im organisatorischen und personellen Verbund als eine Schule, also kooperativ geführt werden (§ 4 Abs. 6 Satz 5 Schulverwaltungsgesetz). Die neue Regelung geht darüber weit hinaus. Sie erlaubt es dem Schulträger nunmehr, Förderschulen mit sämtlichen Förderschwerpunkten im Verbund als eine Schule sowohl in kooperativer als auch in integrativer Form zu führen.

4.
Abitur nach 12 Jahren und Qualitätssicherung (§§ 12,18 SchulG)
Beginnend mit dem Schuljahr 2005/2006 wird das Abitur nach 12 Jahren als Regelfall eingeführt. Die gymnasiale Oberstufe umfasst danach eine zweijährige Qualifikationsphase, der eine einjährige Einführungsphase vorgeschaltet werden kann, wenn dies wegen der Zahl der nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung förderbedürftigen Schülerinnen und Schüler an der Schule erforderlich ist und in zumutbarer Entfernung kein entsprechendes Angebot besteht. Gem. § 81 Abs.2 SchulG entscheidet der Schulträger über die Einrichtung der Einführungsphase für die gymnasiale Oberstufe nach Maßgabe der Schulentwicklungsplanung. Die Entscheidung bedarf der Genehmigung der Schulaufsicht. 

Soweit die Vorschrift § 18 SchulG bestimmt, dass die gymnasiale Oberstufe eine zweijährige Oberstufe umfasst, der eine einjährige Einführungsphase vorgeschaltet werden kann, ist sie erstmals auf die Schülerinnen und Schüler anzuwenden, die sich im Schuljahr 2005/2006 in der Klasse 5 befinden ( § 132 Abs.5 SchulG). 

Die Regelung,  „Erwerb des Abiturs nach 12 Jahren“, gilt nicht für die Berufskollegs. Gemäß § 41 Abs. 5 SchulG bleibt es bei den Berufskollegs weiterhin bei der dreijährigen Oberstufe.

Die Rheinische Schule für Körperbehinderte, Alter Militärring verfügt über eine gymnasiale Oberstufe. 

Die Verwaltung wird deshalb gemeinsam mit der Schulen und den Schulaufsichten klären, ob im Hinblick auf den sonderpädagogischen Förderbedarf der Schülerinnen und Schüler zur Sicherstellung des richtlinien- und lehrplanmäßigen Unterrichts die Vorschaltung einer einjährigen Einführungsphase in der gymnasialen Oberstufe notwendig ist. 

Zum Erwerb des Hauptschulabschlusses nach Klasse 1 und des mittleren Schulabschlusses werden für den schriftlichen Teil der Prüfung landeseinheitliche Aufgaben in der Sekundarstufe I eingeführt. Dies gilt ebenso für die Abiturprüfung.

5.
Pädagogisches und sozialpädagogisches Personal (§ 58 SchulG)
      Kostenträger der Personalkosten (§ 92 SchulG)
Die Regelung des § 58 SchulG ist neu.  § 58 SchulG bestimmt, dass sonstige im Landesdienst stehende pädagogische und sozialpädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Bildungs- und Erziehungsarbeit mitwirken. Sie sichert die Beschäftigung von pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wie z.B. von Schulkindergärtnerinnen und Schulkindergärtnern. 
Schulfinanzrechtlich ändert sich hierdurch jedoch nichts. 

Für die im Landesdienst stehenden pädagogischen und sozialpädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die Lehrerinnen und Lehrer werden die Personalkosten vom Land, alle übrigen Personalkosten werden vom Schulträger getragen. 

Dabei ist für den Begriff des Lehrers nach der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts NRW allein die formelle Rechtsstellung als Lehrer im Beamten- oder Angestelltenverhältnis entscheidend, auf die konkret ausgeübte Funktion kommt es nicht an.
Eine Regelung dahingehend, dass die Kosten für das nicht als Verwaltungspersonal tätige Personal in den Schulen ( z.B. die Therapeuten ) künftig vom Land zu tragen sind, sieht das Schulgesetz nicht vor. 

6.
Bestellung von Schulleitungen (§ 61 SchulG)

Die bisherige Regelung des § 21 a Schulverwaltungsgesetz wurde weitgehend übernommen. Zu begrüßen ist die Einführung von Absatz 5, nach dem zukünftig die Bewerber auch Führungskompetenzen nachweisen müssen. 
Damit bleibt es auf der gesetzlichen Ebene bei dem kommunalen Vorschlagsrecht. Dieses wurde nicht durch ein „echtes“ Mitbestimmungsrecht des Schulträgers, i.S. 

einer Bestellung von Schulleitungsmitgliedern nur mit Zustimmung des Schulträgers, ersetzt. Über das Gesetz hinaus gibt es jedoch, worauf der Städtetag NRW hinweist, seitens des Ministeriums für Schule, Jugend und Kinder NRW Bestrebungen zur Verbesserung des kommunalen Vorschlagsrechts. Das Ministerium beabsichtigt – so der Städtetag NRW - unterhalb der gesetzlichen Regelung in den entsprechenden Verwaltungsvorschriften künftig eine Beteiligung der Schulträger bei dem schulfachlichen Kolloquium vorzusehen. 
7.
Reform der Schulaufsicht (§§ 86, 88 SchulG)

Bis spätestens 01.01.2009 nehmen die unteren Schulaufsichtsbehörden schulaufsichtliche Aufgaben für alle Schulformen wahr. Art und Umfang der den unteren Schulaufsichtsbehörden zu übertragenden Aufgaben werden spätestens bis zum 01.01.2009 durch Gesetz geregelt werden. Einerseits sieht das Gesetz eine inhaltliche Neuausrichtung der Schulaufsicht im Hinblick auf die Beratung und Unterstützung der Schulen, andererseits eine Leitentscheidung für deren künftige ortsnahe Ansiedlung und schulübergreifende Zuständigkeit vor. Das Schulministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Erprobung und schrittweise Umsetzung zu regeln. 

8.
Integrationshelfer (§ 92 SchulG))

Mit der Regelung der Kosten für die so genannten Integrationshelfer hat der Gesetzgeber auf das Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW aus dem Sommer 2004 reagiert und damit den bisherigen Rechtszustand wieder hergestellt. Kosten für so genannte Integrationshelfer, d.h. individuelle Betreuungs- und Begleitpersonen einer Schülerin oder eines Schülers, durch die die Teilnahme am Unterricht in der Allgemeinen Schule, der Förderschule oder der Schule für Kranke erst ermöglicht wird, gehören nicht zu den Schulkosten. Die Regelung trat bereits am Tag nach der Verkündung des Gesetzes, d.h. am 16.03.2005, in Kraft. 

9.
Bewirtschaftung von Schulmitteln (§ 95 SchulG)

Nach dieser Regelung kann das Land den Schulen nach Maßgabe des Haushaltes Personalmittel zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung zuweisen. Die eigenverantwortliche Bewirtschaftung von Sachmitteln durch die Schulen soll sich nach den für den Schulträger geltenden haushaltsrechtlichen Regelungen bestimmen, insoweit können die Schulträger die Schulleiterin oder den Schulleiter ermächtigen, im Rahmen der von der Schule zu bewirtschaftenden Haushaltsmittel Rechtsgeschäfte mit Wirkung für den Schulträger abzuschließen und für diesen Verpflichtungen einzugehen. Die Regelung dient damit der Stärkung der finanziellen Eigenverantwortung der Schulen, d.h., die Schulen sollen möglichst frei über Mittel verfügen können und damit in die Lage versetzt werden, je nach Bedürfnis kurzfristig und ziel gerichtet die Mittel einzusetzen. Die Einrichtung von Schulgirokonten wird ebenfalls ermöglicht und ist damit rechtlich verankert.

Im Rahmen des Verwaltungshaushaltes ist die eigenverantwortliche Bewirtschaftung der Haushaltsmittel bereits seit Jahren Praxis im LVR, die Schulen verfügen darüber hinaus über eigene Schulkonten.
In Vertretung
            M e r t e n s
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